
🚲 Innerstädtische Radwege – Kurzinfo für Gemeinderäte (Bayern)

1. Rechtsgrundlagen & Beschilderung
Innerstädtische Radwege sind bauliche Anlagen nach § 2 Abs. 4 StVO. Eine Benutzungspflicht besteht nur bei den blauen StVO‑Zeichen:
· Zeichen 237 – Sonderweg für Radfahrer
· Zeichen 240 – Gemeinsamer Fuß‑/Radweg
· Zeichen 241 – Getrennter Fuß‑/Radweg
Originalsatz aus der Datei:
„Nur wenn eines dieser blauen, runden Schilder steht, besteht eine rechtliche Benutzungspflicht.“
Fehlt die Beschilderung, dürfen Radfahrende frei zwischen Fahrbahn und Radweg wählen.

2. Voraussetzungen für die Benutzungspflicht (Zumutbarkeit)
Eine Benutzungspflicht darf nur angeordnet werden, wenn der Radweg zumutbar ist. Kriterien:
· Breite (ERA + Musterblätter Bayern)
· Oberflächenzustand
· Sichere Linienführung
· Keine gefährlichen Engstellen
· Gute Sichtbeziehungen
Schlecht ausgebaute oder unsichere Radwege dürfen nicht per Schild erzwungen werden.

3. Wann Radfahrende trotz Schild auf die Fahrbahn dürfen
Zulässig bei Unzumutbarkeit des Radwegs:
· Winter: nicht geräumt, vereist, stark verschneit
· Baustellen, Hindernisse
· Unterbrochene Beschilderung
· Gefährliche Engstellen oder schlechte Sicht
Originalsatz aus der Datei:
„Man soll nicht gezwungen werden, unsichere oder mangelhafte Radwege zu benutzen.“
Nicht zulässig: bloße Bequemlichkeit oder Wunsch nach höherer Geschwindigkeit.

4. Abweichungen von Radweg‑Vorgaben (Breite, Führung) – Bayern
4.1 Breite
Bayern hat keine starre gesetzliche Mindestbreite. Maßgeblich sind:
· ERA
· Musterblätter Radverkehr Bayern
Zulässig sind:
· kurze Engstellen,
· punktuelle Unterschreitungen,
· örtlich begründete Abweichungen (Bäume, Denkmalschutz, Leitungen),
solange die Gesamtanlage zumutbar und sicher bleibt.
4.2 Funktionale Abweichungen
Abweichungen sind möglich, wenn:
· geringere Radverkehrsstärke,
· Ergänzungsnetz statt Vorrangnetz,
· alternative Führung sicherer ist (z. B. Radfahrstreifen statt baulicher Radweg).
4.3 Rechtsprechung (VGH Bayern)
Gerichte prüfen:
· Gesamtzumutbarkeit,
· Länge und Qualität der Engstelle,
· Begründung durch örtliche Gegebenheiten.

5. Entscheidungsrelevante Prüfpunkte für Gemeinderäte
· Ist die Benutzungspflicht fachlich begründet?
· Sind Breite, Zustand und Führung innerstädtisch zumutbar?
· Sind Engstellen kurz, sicher und begründet?
· Gibt es Konflikte mit Fußverkehr oder ÖPNV‑Haltestellen?
· Passt die Maßnahme zur Netzfunktion (Vorrangroute vs. Ergänzungsnetz)?
